
Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den im Rahmen des
ergänzenden Verfahrens nach § 214 Abs. 4
BauGB gefassten Satzungsbeschluss und
das rückwirkende Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans Nr. 716 - Kirchhellener
Straße/Bundesautobahn A 2 -

I.   Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
gemäß § 10 Abs. 3 i. V. mit § 214 Abs. 4 BauGB

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
22.06.2020 den Bebauungsplan Nr. 716 - Kirchhelle-
ner Straße/Bundesautobahn A 2 - in der Fassung
vom 12.05.2017 (inkl. Ergänzung vom 10.10.2017)
als Satzung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 9 Abs.
2a, § 13 und § 214 Abs. 4 BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
27.03.2020 (BGBl. I, S. 587) und § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 (GV.NRW.2020,
S. 218b, ber. S. 304a); § 1 Abs. 5, Abs. 9 BauNVO in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990
(BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Gesetz vom
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057)).

     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 716 beigefügte Begründung in
der Fassung der Fortschreibung vom 05.06.2020 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB und 
§ 214 Abs. 4 BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
27.03.2020 (BGBl. I, S. 587).

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 716 liegt in
der Gemarkung Sterkrade, Flur 13, und wird wie folgt
umgrenzt:

     Westliche Seite der Kirchhellener Straße; südwestli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 292 und 757 bis zur
westlichsten Ecke des Gebäudes Kirchhellener
Straße 149; 26 m entlang der nordwestlichen Seite
des Gebäudes Kirchhellener Straße 149 und deren
Verlängerung; abknickend zu einem Punkt auf der
nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 761, der 30 m
südlich des nordöstlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 761 liegt; nordöstliche Grenze des
Flurstücks Nr. 761.

     Der Bebauungsplan Nr. 716 - Kirchhellener Straße/
Bundesautobahn A 2 - liegt mit Begründung vom
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung
an im Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 004, während der nachstehend
genannten Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht
öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag    8:00 - 16:00 Uhr
     Freitag                           8:00 - 12:00 Uhr

     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf
Verlangen Auskunft erteilt.

     Während der COVID-19-Pandemie wird im Interesse
der Bevölkerung und des Personals der Stadtverwal-
tung Oberhausen zur Einsichtnahme um eine vorheri-
ge Terminvereinbarung gebeten. Die Einsichtnahme
ist nur durch eine Einzelperson möglich. Sollte zwin-
gend eine Begleitperson erforderlich sein, so ist dies
vorher abzusprechen. Der/die Besucher/in hat zum
vereinbarten Termin einen Mund-/Nasenschutz zu tra-
gen. Die Abstandsregeln sind einzuhalten.

     Kontaktdaten:

     Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren von
Bauleitplänen

     Bahnhofstraße 66
     46145 Oberhausen

     servicestelle-bauleitplaene@oberhausen.de

     Tel.: 0208 825-2799

II.  Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)/
Rückwirkende Inkraftsetzung

     Der vom Rat der Stadt am 22.06.2020 im Zuge des
ergänzenden Verfahrens nach § 214 Abs. 4 BauGB
gefasste Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr.
716 - Kirchhellener Straße/Bundesautobahn A 2 - wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 716 
- Kirchhellener Straße/Bundesautobahn A 2 - gemäß 
§ 214 Abs. 4 BauGB rückwirkend zum 15.12.2017 in
Kraft.

     Hinweise

     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und
2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) über die
Entschädigung von durch den Bebauungsplan
eintretenden Vermögensnachteilen sowie über
die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die vorbezeichneten
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Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

            3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegen-
über der Stadt Oberhausen unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020
(GV.NRW.2020, S. 218b, ber. 304a), können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften gegen diese Satzung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

            c)   der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanord-
nung des Oberbürgermeisters gemäß § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen
Dokuments des Bebauungsplans Nr. 716 - Kirchhel-
lener Straße/Bundesautobahn A 2 - stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 22.06.2020 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-

machungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV. NRW. S. 739), verfahren.

     Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit ange-
ordnet.

Oberhausen, 23.06.2020

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
716 - Kirchhellener Straße/Bundesautobahn A 2 -

Mit dem Bebauungsplan Nr. 716 wird das städtebauliche
Ziel verfolgt, die zentralen Versorgungsbereiche in
Oberhausen zu stärken. Der Bebauungsplan soll einen
Beitrag zur planerischen Lenkung und einer längerfristi-
gen Beeinflussung der Entwicklung durch Ausschluss
von Einzelhandelsnutzungen mit zentren- oder nahver-
sorgungsrelevanten Kernsortimenten im außerhalb
eines zentralen Versorgungsbereichs liegenden
Plangebiet leisten. Auch nach dem vom Rat der Stadt im
Jahre 2008 beschlossenen Einzelhandelskonzept sollen
die vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche gesi-
chert und gestärkt sowie der Einzelhandel mit nahver-
sorgungs- oder zentrenrelevanten Sortimenten in die
zentralen Versorgungsbereiche gelenkt werden
(Zentrenstärkung). Ebenso haben die Gemeinden nach
dem Landesentwicklungsplan des Landes NRW dem
Entstehen neuer sowie der Verfestigung und
Erweiterung bestehender Einzelhandelsagglomeratio-
nen mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb zen-
traler Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. Ferner
haben sie sicherzustellen, dass eine wesentliche
Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche von
Gemeinden durch Einzelhandelsagglomerationen ver-
mieden wird.

Um das Grundsatzziel der Zentrenstärkung im Sinne
einer langfristigen Lenkung sowie die Ziele des
Einzelhandelskonzepts und des Landesentwicklungs-
plans umzusetzen, wird der Bebauungsplan Nr. 716
nach den Bestimmungen des § 9 Abs. 2a BauGB i. V. mit
§ 13 BauGB (vereinfachtes Verfahren) aufgestellt. Dabei
können für im Zusammenhang bebaute Ortsteile zur
Erhaltung oder Entwicklung zentraler Versorgungsberei-
che in dem Bebauungsplan Nr. 716 Regelungen zur
Zulässigkeit von Einzelhandel festgesetzt werden. Der
Bebauungsplanentwurf sieht textlich den Ausschluss
von Einzelhandel mit nahversorgungs- oder zentrenrele-
vanten Sortimenten im Plangebiet vor. Dieser umfasst
aufgrund der grundsätzlich typisierenden Betrachtungs-
ebene des Bauplanungsrechts nur solche Einzelhan-
delsbetriebe, die diese Sortimente als Kernsortiment
führen.

Die Zulässigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Maß
der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbau-
baren Grundstücksflächen sollen sich unter Berücksich-
tigung der vorgenannten textlichen Festsetzung nach 
§ 34 BauGB richten.

Der Bebauungsplan Nr. 716 wurde gemäß § 9 Abs. 2a
BauGB i. V. mit § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren
aufgestellt. Deshalb ist gemäß § 13 Abs. 3 BauGB u. a.
von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der
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zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4
BauGB abgesehen worden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung) sind
auch im Internet unter www.o-sp.de/oberhausen/start.php
abrufbar.
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 2. Juli 2020
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2020

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.


